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Das  ist  das  Land , in  dem  wir  leben  wollen 


Ehemalige  Bürgerrechts aktivisten  aus  der  DDR  und  aus 
Osteuropa  wenden  sich  in  einem  offenen  Brief  an  die 
deutsche  Bundeskanzlerin.  Sie  bezeugen  Angela 
Merkels  Flüchtlingspolitik  Respekt:  Das  ist  das 
Deutschland,  das  sie  sich  gewünscht  haben. 


Sehr  geehrte  Frau  Dr.  Merkel, 

wir  unterstützen  Ihre  Politik  der 
offenen  Grenzen.  Wir  unterstüt- 
zen Ihre  Flüchtlingspolitik  und 
Ihren  Einsatz  um  der  Menschen 
willen.  Mit  größtem  Respekt  se- 
hen wir  Ihre  feste  Haltung  zur 
Aufnahme  asylsuchender  Flücht- 
linge bei  uns  in  Deutschland. 

Ein  Volk,  wie  das  unsere,  das 
in  die  Geschichte  der  Welt  ein- 
geschrieben ist  als  Land  von  Ver- 
treibung und  Ermordung  eines 
Teils  seiner  Bevölkerung  und  von 
Teilen  der  Bevölkerung  seiner 
Nachbarländer,  öffnet  70  Jahre 
nach  dem  Holocaust  seine  Gren- 
zen und  rettet  Menschen  aus  Not 
und  Tod.  Bürgerinnen  und  Bür- 
ger helfen  Flüchtlingen.  Das  ist 
das  Land,  in  dem  wir  leben  wol- 
len, von  dem  wir  geträumt  haben. 

Erst  25  Jahre  liegt  es  zurück, 
dass  wir  selbst  hinter  Zäunen, 
Stacheldraht  und  Mauern  ein- 
gesperrt waren.  Wir  gehörten 
damals  zur  Oppositions-  und 
Bürgerrechtsbewegung  in  der 
DDR  und  Osteuropa.  Wir  haben 
damals  viel  diskutiert  über  die 
Frage  „Ausreisen  oder  Bleiben“. 
Die  Flucht  zu  versuchen,  das  war 
damals  eine  verzweifelte  Option 
für  viele  hinter  dem  Eisernen 
Vorhang  eingesperrte  Menschen. 
Die  großen  Demonstrationen  in 
Leipzig  haben  im  September  1989 
begonnen  mit  der  Forderung 
nach  einem  offenen  Land  mit 
freien  Menschen.  Wir  können 
und  wollen  heute  Menschen,  die 
ihre  Freiheit  suchen,  die  ihr 
Leben  und  das  ihrer  Familien 
retten  wollen,  nicht  an  unseren 
Grenzen  ertrinken  lassen.  Wir 
wollen  keine  Zäune  errichten,  die 
wir  für  uns  selbst  vor  mehr  als  25 
Jahren  niedergerissen  haben. 

Zusammengewachsene  Welt 

Wir  merken,  dass  wir  Men- 
schen auf  der  Welt  nicht  mehr 
ganz  so  einfach  wie  bisher  nach 
Nationen,  in  Deutsche/EU-Bürge- 
rinnen  und  in  Fremde  unterteilen 
können.  Denn  die  Welt  ist  in  den 
letzten  25  Jahren  zusammenge- 
wachsen, die  Menschen  sind  sich 
über  nationale  Grenzen  hinweg 
näher  gekommen.  Es  ist  unlauter, 
die  Globalisierung  von  Waren, 
Kapital  und  Dienstleistungen 
zum  Vorteil  der  Exportstarken 
zu  nutzen  und  gleichzeitig  Men- 
schen zu  reglementieren.  Die 
Welt  ist  keine  Einbahnstraße  mit 
unterschiedlichen  Rechten  für 
unterschiedliche  Menschen. 


Es  ist  kein  Verdienst,  in 
Deutschland  geboren  worden  zu 
sein.  Es  ist  ein  zufälliges  Privileg, 
das  wir  nicht  unter  uns  aufteilen, 
sondern  mit  anderen  teilen  soll- 
ten. Wir  werden  in  Zukunft  mehr, 
viel  mehr  aufwenden  müssen, 
um  die  Fluchtursachen  von  Men- 
schen - Krieg,  Unterdrückung, 
Hunger,  Zerstörung  der  Lebens- 
voraussetzungen durch  Dürre 
oder  Flut  - gemeinsam  zu  be- 
kämpfen, und  unseren  eigenen 
Anteil  daran  auf  den  Prüfstand 
stellen. 

Vielfalt  als  Zugewinn 

Allen  Menschen,  die  sich  sor- 
gen, weil  mit  den  Flüchtlingen 
andere  Lebensstile  und  Religio- 
nen in  unser  Land  kommen,  wol- 
len wir  sagen,  dass  es  wichtig  ist, 
miteinander  zu  sprechen,  statt 
Angst  zu  schüren.  Es  kommt  auch 
auf  uns  an,  ob  Vielfalt  ein  Zuge- 
winn wird,  der  unser  starkes 
Land  schöner  machen  wird  und 
der  uns  tagtäglich  helfen  wird, 
besser  zu  verstehen,  dass  Nächs- 
tenliebe in  unserer  globalisierten 
Welt  nicht  mehr  an  nationale 
Grenzen  gebunden  ist. 

Wir  damaligen  Bürgerrechtler 
haben  unterschiedliche  politi- 
sche Meinungen.  Wir  appellieren 
aber  gemeinsam  an  unsere  Mit- 
bürger und  Mitbürgerinnen,  an 
Politik,  Wirtschaft  und  Medien, 
dass  die  noch  offenen  Fragen  der 
Organisation  und  Integration 
der  bei  uns  Schutz  suchenden 
Flüchtlinge  nicht,  wie  das  jetzt 
leider  geschieht,  zu  einem  Grund 
für  Abgrenzung  werden.  Wir  ver- 
kennen nicht,  dass  manche  Kom- 
munen bei  der  Unterbringung  der 
Flüchtlinge  an  Grenzen  stoßen. 
Wir  verkennen  nicht,  dass  auch 
in  Deutschland  Menschen  mehr 
Zuwendung  und  Hilfe  brauchen 
und  sie  Ängste  äußern.  Wir  wen- 
den uns  allerdings  entschieden 
gegen  jede  Form  von  verbaler 
oder  physischer  Gewalt  und 
gegen  Hasstiraden. 

Wir  setzen  auf  die  unzähligen 
Zeichen  von  Hilfsbereitschaft 
und  Solidarität.  Wir  appellieren 
an  Politik,  Wirtschaft,  Medien, 
die  Zivilgesellschaft  - an  alle 
Menschen  guten  Willens  -,  die 
derzeitigen  Herausforderungen 
als  gesamtgesellschaftliches  An- 
liegen anzunehmen. 

Europa  soll  keine  Insel  werden. 
Das  ist  unsere  gemeinsame  Her- 
ausforderung und  Verantwor- 
tung: „Für  ein  offenes  Land  mit 
freien  Menschen.“ 


DAS  AKTUELLE  BUCH 


Asylsuchende  in  der  Horst-Korber-Sporthalle  im  Olympiapark  in  Berlin  am  23.  Oktober. 
Kanzlerin  Angela  Merkel  bekommt  auch  Zuspruch  für  ihre  Flüchtlingspolitik. 
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Am  Wirtshaustisch  der  Intellektuellen 


Leicht  hatte  er  es  ja  nie,  der  Neoliberalismus.  Da- 
bei meinte  er  es  nur  gut.  So  plädierten  dessen 
Gründungs väter  in  den  späten  1930er-Jahren 
für  eine  Regulierung  der  Finanzmärkte  - eine  Lehre 
aus  der  Weltwirtschaftskrise.  Klassisch  Liberale 
hielten  das  für  Sozialismus.  Ein  Vorwurf,  der  Neoli- 
beralen heute  erspart  bleibt.  Der  Begriff  Neolibera- 
lismus ist  heute  eine  Art  Pumpgun,  die  im  Kampf 
um  die  Deutungshoheit  im  intellektuellen  Diskurs 
alles  niedermäht,  das  der  Umverteilung  von  oben 
nach  unten  im  Wege  steht. 

Scharf  geschossen  wird  auch  im  soeben  erschie- 
nenen Buch  Neoliberalismus.  Demzufolge  haben  wir 
es  mit  einer  Seuche  zu  tun,  die  sich  nahezu 
unerkannt  in  allen  Bereichen  unseres  Le- 
bens  ausgebreitet  hat,  wie  Herausgeber  Ger- 
fried  Sperl  beklagt.  Das  Werk  hält,  was  Sperl 
im  Editorial  verspricht.  Es  ist  ein  109  Seiten 
langer  Schauprozess,  ohne  Verteidigung. 

Das  beschleunigte  Verfahren  nimmt  dem 
Buch  zwar  die  Spannung,  was  nicht  heißen 
soll,  dass  es  langweilig  sei.  Es  gibt  viel  zu  er- 
fahren. Zum  Beispiel,  dass  nicht  nur  jede 
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Steuersenkung  neoliberal  ist,  sondern  auch  die  Frau- 
enquote. Erst  recht  die  künstliche  Befruchtung. 

Philipp  Ther  wiederum  entlarvt  die  Wiener  Ge- 
meindebauten als  Hort  des  Neoliberalismus.  Dieser 
steht  also  nicht  nur  für  ungezügelte  Märkte,  sondern 
auch  für  abgeschottete.  Das  ist  neu.  Mariana  Mazzu- 
cato  beschreibt,  dass  innovative  Bereiche  der  Wirt- 
schaft oft  auf  staatlich  finanziertem  Fundament  ste- 
hen. Lesenswert.  Wie  auch  der  Beitrag  von  George 
Packer.  Sowohl  im  Original  als  auch  in  der  von  Sperl 
übersetzten  Version.  Da  wird  aus  einer  konserva- 
tiven Kritik  am  Verfall  der  Sitten  und  Werte  eine 
Generalvernichtung  des  Neoliberalismus. 

Dieses  Buch  ist  ein  Muss  für  jene,  die 
schon  immer  vermutet  haben,  wie  schön  die- 
se Welt  ohne  Neoliberalismus  sein  könnte. 
Alle  anderen  werden  bei  ihrem  Abstecher  an 
den  Wirtshaustisch  der  Intellektuellen  inter- 
essante Einblicke  gewinnen. 

Franz  Schellhorn , Leiter  der  wirtschafts- 
liberalen  Denkfabrik  Agenda  Austria 
Gerfried  Sperl  (Hg.),  „Neoliberalismus“.  Reihe  Phoe- 
nix. € 14,00  / 112  Seiten.  Czernin-Verlag,  Wien  2015 
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PAUL  LENDVAI 


Der  neue  Ostblock 


In  zwei  Inter- 
views anläss- 
lich der  Her- 
ausgabe sei- 
ner Erinne- 
rungen hat 
der  bedeu- 
tendste Jour- 
nalist Öster- 
reichs (und  mein  erster 
Freund  in  Wien),  Hugo  Por- 
tisch,  am  Sonntag  die  Haltung 
der  exkommunistischen  Staa- 
ten Mittel-  und  Osteuropas  in 
der  Flüchtlingskrise  mit  bei- 
spielloser Schärfe  kritisiert. 
„Die  Polen,  Tschechen,  Slowa- 
ken und  Ungarn  sind  nicht  so- 
lidarisch. Sie  sind  in  eine  Soli- 
dargem eins  chaft  gegangen,  um 
abzukassieren.  (...)  Europa  ist 
für  sie  eine  Melkkuh.  Das  ist 
die  größte  Gefahr  für  unser 
Europa.“ (Presse)  „Die  osteuro- 
päischen Politiker  (...)  machen 
Politik  im  Ostblockstil.  Die  an- 
deren sollen  blechen,  und  wir 
machen  unser  eigenes  Spiel. 
Sie  bekommen  noch  immer 
Zahlungen,  die  von  anderen 
Europäern  geleistet  werden. 

(...)  Aber  jetzt,  wo  es  darum 
geht,  dass  sie,  diese  Staaten 
etwas  für  Europa  tun,  fragen 
sie,  wieso.“  (Kurier) 

Im  Gegensatz  zu  den  bana- 
len Aussagen  über  die  Er- 
richtung von  Zäunen  an 
den  Grenzen  als  Patentlösung 
hat  Hugo  Portisch  seinen  Fin- 
ger auch  diesmal  auf  die  Wun- 
de gelegt:  die  fehlende  Solida- 
rität in  der  EU  bei  der  bisher 
vielleicht  härtesten  Probe  in 
ihrer  Geschichte.  In  diesen 
Rahmen  fügt  sich  auch  das 
Trauerspiel  zwischen  Ungarn, 
Serbien,  Kroatien  und  Slowe- 
nien bei  dem  „Durch winken“ 
der  Flüchtlinge. 

Bei  der  Verweigerung  der 
Solidarität  und  der  elementa- 
ren Regeln  der  Zusammen- 
arbeit sowohl  zwischen  EU- 
Mitgliedsstaaten  wie  auch 
zwischen  Nachbarländern 
sind  die  politischen  Etikettie- 
rungen völlig  nebensächlich. 
Der  sich  als  Sozialdemokrat 
bezeichnende  slowakische 


Ministerpräsident  Robert  Fico 
spielt  auf  der  gleichen  natio- 
nalistischen, fremdenfeind- 
lichen und  EU-kritischen 
Klaviatur  wie  der  angeblich 
christdemokratische  Viktor 
Orbän  in  Budapest,  der  kürz- 
lich gewählte  nationalkonser- 
vative polnische  Staatspräsi- 
dent Andrzej  Duda  und  der  so- 
zialistische kroatische  Regie- 
rungschef Zoran  Milanovic. 

Verblüffend  wirkt  für  die 
Freunde  der  Heimat  von 
Vaclav  Havel  die  von 
dem  UN-Hochkommissar  für 
Menschenrechte  und  von  Ver- 
tretern der  Zivilgesellschaft 
scharf  kritisierte  ausländer- 
feindliche Haltung  der  tsche- 
chischen Regierung.  Die  de- 
tailliert aufgezählten  Verstöße 
gegen  die  Menschenrechte  bei 
der  Behandlung  der  Flüchtlin- 
ge und  die  UN-Kritik  an  „frem- 
den- und  islamfeindlichen 
Äußerungen“  von  Präsident 
Milos  Zeman  sind  durch  Re- 
gierungssprecher als  versteck- 
te Antwort  auf  die  Ablehnung 
von  verbindlichen  Quoten  für 
die  Verteilung  von  Flüchtlin- 
gen innerhalb  der  EU  zurück- 
gewiesen worden.  Die  ableh- 
nende Flüchtlingspolitik  spie- 
gelt freilich  die  Einstellung 
der  Bevölkerung.  Anfang 
September  sprachen  sich  nur 
neun  Prozent  der  Befragten  für 
die  Aufnahme  einer  größeren 
Anzahl  von  Flüchtlingen  aus. 

Der  überwältigende  Rechts- 
ruck in  Polen,  trotz  großer 
wirtschaftlicher  Erfolge  der 
abgewählten  liberalkonservati- 
ven Regierung,  ist  eine  Hiobs- 
botschaft für  das  europäische 
Groß  exp  eriment  der  deut- 
schen Äusnahmepolitikerin 
Angela  Merkel  und  bedeutet 
zugleich  einen  weithin  sicht- 
baren Auftrieb  für  einen 
neuen  Ostblock,  geführt  von 
Scharfmachern,  wie  Jaroslaw 
Kaczynski,  dem  starken  Mann 
der  siegreichen  Oppositions- 
partei PiS  in  Warschau,  und 
Viktor  Orbän,  dem  zündeln- 
den Prediger  der  nationalen 
Abschottung  in  Budapest. 


